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446. Verordnung: Feststellung der Zahl der Begabtenstipendien für das Studienjahr 1971/72
4 4 7 . Verordnung: Änderung des Sprengeis des Bezirksgerichtes Radkersburg
4 4 8 . Verordnung: Vereinfachter Nachweis der Bemessungsgrundlage für die Sonderabgabe von

alkoholischen Getränken
4 4 9 . Verordnung: 36. Änderung der Arzneitaxe
4 5 0 . Kundmachung: Rechtspersönlichkeit von Gemeinden und Einrichtungen der Evangelischen

Kirche
4 5 1 . Kundmachung: 2. Salinenarbeiter-Kundmachung 1971
4 5 2 . Kundmachung: Beitritt von Barbados und der Türkei zum Übereinkommen über die Gel-

tendmachung von Unterhaltsansprüchen im Ausland
4 5 3 . Protokoll zur Abänderung des in Wien unterzeichneten Vertrages zwischen der Republik

Österreich und dem Vereinigten Königreich von Großbritannien und Nord-
irland über die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen

4 4 6 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 30. Sep-
tember 1971 über die Feststellung der Zahl
der Begabtenstipendien für das Studien-

jahr 1971/72

Auf Grund des § 23 Abs. 1 bis 3 des Studien-
förderungsgesetzes, BGBl. Nr. 421/1969, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 330/
1971 wird im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Finanzen verordnet:

§ 1. Auf Grund der statistischen Erhebun-
gen über das Studienjahr 1970/71 wird die Zahl
der auf die nachstehend angeführten Anstalten
entfallenden Begabtenstipendien wie folgt
festgestellt:
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§ 2. Gemäß § 23 Abs. 3 des Studienförderungs-
gesetzes werden der Fakultät für Bauingenieur-
wesen und Architektur der Universität in Inns-
bruck zehn Begabtenstipendien und der Tech-
nisch-naturwissenschaftlichen Fakultät der Hoch-
schule für Sozial- und Wirtschaftswissenschaften
in Linz acht Begabtenstipendien zusätzlich zu
den oben angeführten bewilligt.

Firnberg

447 . Verordnung der Bundesregierung
vom 14. Dezember 1971 über die Änderung
des Sprengeis des Bezirksgerichts Radkers-

burg
Auf Grund des § 8 Abs. 5 lit. d des Über-

gangsgesetzes vom 1. Oktober 1920 in der Fas-
sung des BGBl. Nr. 368 vom Jahre 1925 wird
mit Zustimmung der Steiermärkischen Landes-
regierung verordnet:

Artikel I

Die Verordnung der Bundesregierung vom
12. Jänner 1971, BGBl. Nr. 32, über die Sprengel
der in Steiermark gelegenen Bezirksgerichte wird
dahin geändert, daß der § 33 wie folgt zu lauten
hat:

„§ 33. Der Sprengel des Bezirksgerichtes
Radkersburg umfaßt folgende Gemeinden:

Halbenrain, Hof bei Straden, Klöch, Radkers-
burg, Radkersburg Umgebung, Tieschen."

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit dem 1. Jänner
1972 in Kraft.

Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Lütgendorf Kirchschläger Moser

Firnberg Leodolter

4 4 8 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 14. Dezember 1971 über den
vereinfachten Nachweis der Bemessungs-
grundlage für die Sonderabgabe von alkoho-

lischen Getränken
Auf Grund des § 15 Abs. 4 des Bundesgesetzes

vom 27. Juni 1968, BGBl. Nr. 302, über Maß-
nahmen auf dem Gebiete des Abgabenrechtes
und des Familienlastenausgleiches wird verord-
net:

Artikel I

1. Im § 2 Abs. 3 erhält der letzte Satz folgende
Fassung: „Die bei Außerkrafttreten der Bestim-
mungen des Artikels IV des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 302/1968 vorhandenen Bestände an
alkoholischen Getränken können bei Anwen-
dung der Berechnungsart nach § 2 dieser Ver-
ordnung vom Wareneingang des Kalenderjahres
abgezogen werden, das jenem vorangeht, in dem
die Sonderabgabe nicht mehr erhoben wird."

2. § 4 hat zu lauten:

,.§ 4
Ermittlung der Bemessungsgrundlage bei land-

wirtschaftlichen Betrieben

(1) Für Wein der Zolltarifnummer 22.05 B
kann die Bemessungsgrundlage für den Voraus-
zahlungszeitraum (Veranlagungszeitraum) wie
folgt ermittelt werden:
1. Bei Lieferungen, die nach § 9 Abs. 1 Z. 1 des

Bundesgesetzes BGBl. Nr. 302/1968 nicht der
Sonderabgabe unterliegen, genügt die Aus-
stellung und Aufbewahrung eines Beleges
über den Weinverkauf, der alle für die Nach-
weisführung notwendigen Angaben enthält
(zum Beispiel eine Rechnungsdurchschrift oder
Abrechnung).
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2. Bei Lieferungen, die der Sonderabgabe unter-
liegen, sind Aufzeichnungen fortlaufend zu
führen, aus denen der Zeitpunkt und die
Menge der Lieferung, das Entgelt und der
Zeitpunkt seiner Vereinnahmung hervor-
gehen. Soweit Lieferungen nicht der Sonder-
abgabe unterliegen und ein Beleg über den
Weinverkauf nach Z. 1 nicht vorliegt, muß
aus den Aufzeichnungen auch Name, Anschrift
und Beruf des Abnehmers zu ersehen sein.

3. Der Eigenverbrauch kann glaubhaft gemacht
werden.

(2) Für alle übrigen alkoholischen Getränke
(zum Beispiel Obstwein, Branntwein) kann die
Bemessungsgrundlage für den Vorauszahlungs-
zeitraum (Veranlagungszeitraum) auf folgende
Weise ermittelt werden:
1. Bei Lieferungen kann die Bemessungsgrund-

lage für die Sonderabgabe anstelle der ge-
setzlich vorgesehenen Aufzeichnungen auf
eine der in den §§ 1 und 2 angeführten Arten
erfolgen.

2. Der Eigenverbrauch kann glaubhaft gemacht
werden. Hiezu genügt für den Eigenverbrauch
von Branntwein, der monopolabgabefrei für
den Hausbedarf hergestellt wurde, die beim
Finanzamt abgegebene Hausbrandanmeldung.
Als Eigenverbrauch von Branntwein, der
unter Abfindung hergestellt wurde, gilt die
Differenz zwischen der vom Finanzamt auf
Grund der Abfindungsanmeldung errechneten
(§ 114 der Brennereiordnung) und der ver-
kauften Branntweinmenge.

(3) Ist der Landwirt auch Inhaber eines Ge-
werbebetriebes, so kann hinsichtlich dieses Be-
triebes nur eine der in den §§ 1, 2 und 3 an-
geführten Ermittlungsarten in Betracht kom-
men."

Artikel II

Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 1972 in
Kraft.

Androsch

449 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 17. Dezember 1971,
mit der die Österreichische Arzneitaxe 1962
geändert wird (36. Änderung der Arznei-

taxe)

Auf Grund des § 7 des Gesetzes vom 18. De-
zember 1906, RGBl. Nr. 5/1907, betreffend die
Regelung des Apothekenwesens wird verordnet:

Artikel I

Die Österreichische Arzeitaxe 1962, BGBl.
Nr. 128, zuletzt geändert durch die Verordnung
BGBl. Nr. 375/1971 wird wie folgt geändert:

In der Anlage B werden die Preisansätze der
nachstehend angeführten Arzneimittel und Ge-
fäße wie folgt festgesetzt:



2688 123. Stück — Ausgegeben am 28. Dezember 1971 — Nr. 449



123. Stück — Ausgegeben am 28. Dezember 1971 — Nr. 450 2689

Artikel II

Die Verordnung tritt mit 1. Jänner 1972 in
Kraft.

Häuser

450. Kundmachung des Bundesministe-
riums für Unterricht und Kunst vom
26. November 1971 über die Rechtspersön-
lichkeit von Gemeinden und Einrichtungen

der Evangelischen Kirche
Gemäß § 6 des Bundesgesetzes vom

6. Juli 1961, BGBl. Nr. 182, über äußere Rechts-
verhältnisse der Evangelischen Kirche, wird
kundgemacht:

1. Dem
Evangelischen Verein für Innere Mission in
Wien, Niederösterreich und dem Burgenland

mit dem Sitz in 1130 Wien XIII, Feld-
mühlgasse 16,

kommt gemäß § 4 Abs. 1 des zitierten Bun-
desgesetzes ab 28. Mai 1971 Rechtspersönlich-
keit des öffentlichen Rechts zu.

2. Der
Evangelischen Pfarrgemeinde A. B. Enns,

mit dem Sitz in 4470 Enns, Eichberg-
straße 49,

Evangelischen Pfarrgemeinde A. B. Saalfelden,
mit dem Sitz in 5760 Saalfelden, Ram-
seiden 20,

kommt gemäß § 4 Abs. 1 des zitierten
Bundesgesetzes ab 30. Juli 1971 Rechtsper-
sönlichkeit des öffentlichen Rechts zu.

3. Die Umwandlung (Erhebung) der
Evangelischen Tochtergemeinde A. u. H. B.
Jenbach zur Evangelischen Pfarrgemeinde
A. u.H.B. Jenbach

mit dem Sitz in 6200 Jenbach, Bräufeld-
weg 16,

Evangelischen Tochtergemeinde A. B. Agori-
tschach zur Evangelischen Pfarrgemeinde A. B.
Agoritschach-Arnoldstein

mit dem Sitz in 9601 Arnoldstein, Gai-
litz 156,

Evangelischen Tochtergemeinde A. u. H. B.
Innsbruck-Ost zur Evangelischen Pfarrge-
meinde A. u. H. B. Innsbruck-Ost

mit dem Sitz in 6020 Innsbruck-Ost, Guts-
hofweg 8,

erlangte am 30. Juli 1971 auch für den staat-
lichen Bereich Rechtswirksamkeit.
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4. Die Umwandlung (Erhebung) der
Evangelischen Tochtergemeinde A. B. Stadl-
Paura-Lambach zur Evangelischen Pfarr-
gemeinde A. B. Stadl-Paura

mit dem Sitz in 4651 Stadl-Paura, Maximi-
lian Pagl-Straße 24,

erlangte am 2. August 1971 auch für den
staatlichen Bereich Rechtswirksamkeit.

Sinowatz

4 5 1 . Kundmachung des Bundesministers für
Finanzen vom 6. Dezember 1971, mit der die
Salinenarbeiter-Lohnordnung 1968 und die
Salinenarbeiter-Pensionsordnung 1967 abge-
ändert werden (2. Salinenarbeiter-Kund-

machung 1971)

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 6. Dezember 1971 (Gesetz
vom 13. April 1920, StGBl. Nr. 180) wird kund-
gemacht:

Artikel I

Die Salinenarbeiter-Lohnordnung 1968, BGBl.
Nr. 264, in der Fassung der Salinenarbeiter-
Lohnordnungsnovelle 1969, BGBl. Nr. 236, in
der Fassung des Art. I der 1. Salinenarbeiter-
Kundmachung 1970, BGBl. Nr. 37, in der Fas-
sung der Art. I und II der 2. Salinenarbeiter-
Kundmachung 1970, BGBl. Nr. 221, und in der
Fassung der Art. I und II der 1. Salinenarbeiter-
Kundmachung 1971, BGBL Nr. 222, wird wie
folgt geändert:

1. Im § 3 hat der 2. Halbsatz des 2. Satzes
zu lauten: „wobei als Schichtlohn das Sieben-
fache des Stundenlohnes zu gelten hat."

2. Im § 8 Abs. 1 zweiter Satz ist die Zahl
„43" durch die Zahl „42" zu ersetzen.

3. § 8 Albs. 2 hat zu lauten:
„(2) Wenn die Überstunde in die Zeit zwischen

6 Uhr und 22 Uhr fällt, so gebührt dem
Salinenarbeiter ein Zuschlag von 50 vom Hun-
dert zum Stundenlohn."

4. Im § 13 Abs. 1 erster Satz ist die Zahl „43"
durch die Zahl „42" zu ersetzen. Der zweite
Satz hat zu lauten: „Für die 43. bis 1092. ver-
säumte Arbeitsstunde gebühren ihm 90 vom
Hundert, für die 1093. bis 2184. versäumte
Arbeitsstunde 85 vom Hundert des Stunden-
lohnes, der im Zeitpunkt der Dienstverhinde-
rung in Betracht kommt."

Im Abs. 3 ist der Ausdruck „44. bis 1118."
durch den Ausdruck „43. bis 1092.", im Abs. 4
der Ausdruck „1119. bis 2236." durch den
Ausdruck „1093. bis 2184." zu ersetzen.

5. Im § 14 Abs. 2 ist die Zahl „43" durch die
Zahl „42" zu ersetzen, im Abs. 3 der Ausdruck
„44. bis 1118." durch den Ausdruck „43. bis
1092.", der Ausdruck „1119. bis 2236." durch
den Ausdruck „1093. bis 2184.", im Abs. 4 die
Zahl „1118" durch die Zahl „1092".

6. Die Lohntafel (Anlage zur Salinenarbeiter-
Lohnordnung 1968, BGBl. Nr. 264, in der Fas-
sung der 1. Salinenarbeiter-Kundmachung 1971,
BGBl. Nr. 222) hat zu lauten:
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Artikel II

Die Salinenarbeiter-Pensionsordnung 1967,
BGBl. Nr. 5/1968, in der Fassung der Art. II
und III der 1. Salinenarbeiter-Kundmachung
1970, BGBl. Nr. 37, wird wie folgt geändert:

Im § 5 Abs. 1 zweiter Satz hat an die Stelle
des Ausdruckes „siebeneinsechstelfache Stunden-
lohn" der Ausdruck „siebenfache Stundenlohn"
zu treten.

Artikel III

Die Bestimmungen der Art. I und Art. II
treten am 1. Jänner 1972 in Kraft.

Androsch

4 5 2 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 9. Dezember 1971 betreffend den Bei-
tritt von Barbados und der Türkei zum
Übereinkommen vom 20. Juni 1956 über
die Geltendmachung von Unterhaltsan-

sprüchen im Ausland

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen ist Barbados am 18. Juni
1970 und die Türkei am 2. Juni 1971 dem Über-
einkommen über die Geltendmachung von
Unterhaltsansprüchen im Ausland (BGBl.
Nr. 316/1969, letzte Kundmachung betreffend
den Geltungsbereich BGBl. Nr. 255/1970) bei-
getreten.

Kreisky

453.

Nachdem das am 6. März 1970 in London unterzeichnete Protokoll zur Abänderung des am
14. Juli 1961 in Wien unterzeichneten Vertrages zwischen der Republik Österreich und dem Ver-
einigten Königreich von Großbritannien und Nordirland über die gegenseitige Anerkennung und
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, welches also lautet:

P R O T O K O L L

ZUR ABÄNDERUNG DES AM 14. JULI
1961 IN WIEN UNTERZEICHNETEN
VERTRAGES ZWISCHEN DER REPU-
BLIK ÖSTERREICH UND DEM VER-
EINIGTEN KÖNIGREICH VON GROSS-
BRITANNIEN UND NORDIRLAND
ÜBER DIE GEGENSEITIGE ANER-
KENNUNG UND VOLLSTRECKUNG
GERICHTLICHER ENTSCHEIDUNGEN
IN ZIVIL- UND HANDELSSACHEN»)

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und Ihre Majestät die Königin des Vereinigten
Königreiches von Großbritannien und Nord-
irland und Ihrer anderen Reiche und Gebiete,
Haupt des Commonwealth (in der Folge als
„Ihre Britannische Majestät" bezeichnet),

Vom Wunsche geleitet, den von den Hohen
Vertragschließenden Parteien am 14. Juli 1961
zu Wien unterzeichneten Vertrag zwischen der
Republik Österreich und dem Vereinigten König-
reich von Großbritannien und Nordirland über
die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung
gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Han-
delssachen (in der Folge als „Vertrag" bezeichnet)
zu ergänzen,

Haben beschlossen, zu diesem Zweck ein Proto-
koll abzuschließen, und hiefür als ihre Bevoll-
mächtigten ernannt:

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 224/1962
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Der Bundespräsident der Republik Österreich

für die Republik Österreich:
Dr. Josef A. Schöner, außerordentlicher

und bevollmächtigter Botschafter der
Republik Österreich in London,

Ihre Britannische Majestät
für das Vereinigte Königreich von Groß-

britannien und Nordirland:
George Morgan Thomson, M. P., Kanz-
ler des Herzogtums von Lancaster,

Die nach Austausch ihrer in guter und gehöri-
ger Form befundenen Vollmachten wie folgt
übereingekommen sind:

ARTIKEL 1

Dem Artikel II des Vertrages wird ein neuer
Absatz angefügt, der wie folgt lautet:

„(3) Einstweilen, bis zum Inkrafttreten des
am 29. Juli 1960 in Paris unterzeichneten
Pariser Übereinkommens über die Haftung
gegenüber Dritten auf dem Gebiet der Kern-
energie in der Fassung des am 28. Jänner 1964
in Paris unterzeichneten Zusatzprotokolls im
Verhältnis zwischen der Republik Österreich
und dem Vereinigten Königreich von Groß-
britannien und Nordirland ist keine der Hohen
Vertragschließenden Parteien verpflichtet, ge-
richtliche Entscheidungen zu vollstrecken, die
aus Anlaß von Körperverletzungen oder Sach-
schäden ergehen, die ihren Ursprung in einem
nuklearen Ereignis haben. Die Bedeutung des
Ausdrucks „nukleares Ereignis" bestimmt sich
ebenso wie die Beurteilung, was ein nukleares
Ereignis darstellt, nach dem Recht des Gebie-
tes, in dem die gerichtliche Entscheidung voll-
streckt werden soll, oder nach den Bestimmun-
gen eines in diesem Gebiet in Kraft stehenden
internationalen Übereinkommens."

ARTIKEL 2

Dieses Protokoll bedarf der Ratifizierung. Die
Ratifikationsurkunden sind in Wien auszutau-
schen. Das Protokoll tritt einen Monat nach
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft
und gilt fortan als Bestandteil des Vertrages.
Es tritt mit dem Zeitpunkt außer Kraft, in dem
das Pariser Übereinkommen über die Haftung
gegenüber Dritten auf dem Gebiet der Kern-
energie in der Fassung des vorgenannten Zusatz-
protokolls im Verhältnis zwischen den Hohen
Vertragschließenden Parteien in Kraft tritt.

Zu Urkund dessen haben die obgenannten Be-
vollmächtigten dieses Protokoll unterzeichnet.
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Geschehen zu London in zwei Urschriften am
6. März 1970, in deutscher und englischer Sprache,
wobei beide Texte in gleicher Weise authentisch
sind.

Für den Bundespräsidenten der Republik Öster-
reich:

Josef A. Schöner

Für Ihre Britannische Majestät:
G. M. Thomson

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Protokoll für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Justiz und vom Bundesminister für Aus-
wärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich ver-
sehen worden.

Geschehen zu Wien, am 9. September 1971

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Bundesminister für Justiz:
Broda

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kirchschläger

Das vorstehende Protokoll ist gemäß seinem Artikel 2 am 24. Dezember 1971 in Kraft getreten.

Kreisky
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